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Kathrin Wiencek
Vorsitzende des
Philologenverbandes Berlin/Brandenburg

Außer Spesen
nichts gewesen!

Da so das Verfahren noch im-
mer nicht endgültig abge-
schlossen ist, müssen im
Schulamt Brandenburg/Havel
weiterhin die Planungen von
Schulen geändert werden. Da-
zu kommt das Problem der
Kompatibilität. Das Schulamt
Brandenburg/Havel benötigt
vor allem Grundschullehrer,
überwiegend sind jedoch
Gymnasiallehrer von der Ver-
setzung betroffen.

Deshalb werden nun aus den
Schulen im Schulamtsbereich
Brandenburg Kollegen, die
seit Jahren erfolgreich in der
Abiturstufe arbeiten, aber
aufgrund ihrer DDR-Abschlüs-
se nicht als ‘richtige’ Gym-
nasiallehrer bezahlt werden,
aus diesen Schulen verdrängt.
Sie müssen nun zum großen
Teil in Grundschulen arbeiten
und nicht selten in Fächern,
für die sie nicht ausgebildet
sind. 

Vermehrte Proteste

Mit dem laufenden Schuljahr
vermehren sich somit auch
die Proteste von Eltern auf-
grund von fachfremdem Leh-
rereinsatz, fehlender Konti-
nuität in den Lehrerkollegien
und zunehmendem Unter-
richtsausfall. Denn trotz an-
geblichem Lehrerüberhang
sind langfristige Ausfälle
kaum zu kompensieren, da
die angestellten Lehrkräfte
nicht aufgestockt werden
dürfen und der Lehrermarkt
kaum geeignete Bewerber
bereitstellt. Dazu kommen in
der Regel noch immer
schlechte Einstellungsbedin-
gungen, so dass viele Bewer-
ber auch nicht nach Branden-
burg wollen. Dem kann nur
die Wiederaufnahme der Ver-
beamtung entgegenwirken,
wie sie teilweise im Schul-
amtsbereich Brandenburg
praktiziert wird.

Die Streichung der eintausend
Stellen stellte das Bildungs-
ministerium allerdings vor ein
großes Problem: Seit Jahren
ist bekannt, dass die teilzeit-
verbeamteten Lehrer ab 1. Au-
gust 2008 in Vollzeit arbeiten
sollten. Für die angestellten
Lehrkräfte gilt ab dem glei-
chen Datum der Sozialtarif-
vertrag, der ihr Unterrichts-
volumen auf 75 Prozent ab-
senkt und Kündigungen aus-
schließt.

Da aber das Verhältnis der Be-
amten zu den Angestellten
zugunsten der Beamten ver-
schoben worden war (Beamte
sind nämlich, solange sie ar-

beiten, billiger für das Land),
gingen alte Berechnungen
nicht mehr auf. Man wäre
nicht in der Lage gewesen,
eintausend Stellen zu strei-
chen, sollten die Beamten
nicht ‘freiwillig’ mitspielen.
Dass diese Lehrkräfte nach
zehn Jahren in Teilzeit dazu
bereit sein würden, war un-
wahrscheinlich.

Mit Versetzungen
unter Druck gesetzt

Daher kam man auf die Idee,
in den Bereichen mit den
rechnerisch größten Überhän-
gen (Cottbus und Frankfurt/
Oder) den Beamten die Ver-
setzung in den Schulamtsbe-
reich Brandenburg/Havel an-
zukündigen, wenn sie nicht
freiwillig auf Stunden verzich-
teten. 

Dabei wurde das mit dem Ver-
setzungsverfahren verbunde-
ne Prozedere so weit ausge-
dehnt, dass die Kollegen, die
zunächst nicht ‘freiwillig’ ab-
senken wollten, massiv so un-
ter Druck gesetzt werden
konnten, dass sie dann doch
noch nachgaben.

A

Das Bildungsministe-
rium Brandenburgs
gibt dem Spardruck
aus dem Finanzminis-
terium nach und
streicht in der eigen-
mächtigen und nicht
mit den Gewerkschaf-
ten und Verbänden
abgestimmten Fort-
schreibung des Schul-
ressourcenkonzeptes
1000 Lehrerstellen
aus dem System.

Anstatt bei sinkenden Schü-
lerzahlen eine echte Bildungs-
offensive zu starten, wird auf
26 000 bis 28 000 Unterrichts-
stunden verzichtet, obwohl
auch in Brandenburg gerade
in vielen weiterführenden
Schulen die Lehrer vor Klassen
mit dreißig Schülern stehen.
Außerdem hätten die Unter-
richtsstunden in Form von
spezifischer Förderung, Tei-
lungsunterricht oder Arbeits-
gemeinschaften den Schüle-
rinnen und Schülern zugute
kommen können. 

Profil BERLIN/BRANDENBURG
www.phvbb.de
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MECKLENBURG-VORPOMM ERN
www.phv-mv.de

Profil

Jörg Seifert
Vorsitzender des
Philologenverbandes
Mecklenburg-Vorpommern

Kontinuität der Schulgesetzänderungen

Gymnasium bleibt
benachteiligt
In Mecklenburg-Vorpommern
werden häufig Jubiläen began-
gen. Auch die Bildungspolitik
sieht sich dieser Tradition ver-
pflichtet, und so feiert man in
unserem Bundesland die zehn-
te Änderung des Schulgeset-
zes. Nur wer hat eigentlich
Grund, dieses Jubiläum zu fei-
ern?

Der PhV MV jedenfalls nicht.
Grundsätzlich, so der Vorsit-
zende Jörg Seifert, begrüßt der
Philologenverband natürlich
die Weiterentwicklung von
Schule in Mecklenburg-Vor-
pommern. Dabei scheint auch
der Weg zu mehr Selbststän-
digkeit von Schule in die Rich-
tung zu gehen. Schließlich sei
es so möglich, betont Seifert,
dass für Schulen mehr Freiräu-
me in der Unterrichtsgestal-
tung und Unterrichtsorganisa-
tion entsprechend der schul-
spezifischen Bedingungen ge-
schaffen werden. 

Noch keine Beruhigung
in der Bildungsland-
schaft

Die Landesregierung Mecklen-
burg-Vorpommerns ist mit der

Maßgabe in die Legislatur ge-
startet, Ruhe in die Bildungs-
landschaft zu bringen. Eine er-
neute Änderung des Schulge-
setzes widerspricht diesem Ziel
deutlich. Außerdem ist es of-
fensichtlich nicht die Absicht
des Bildungsministeriums, die
Benachteiligung des Gymnasi-
ums in Mecklenburg-Vorpom-
mern zu beseitigen. So werden
zum Beispiel im Bereich der
Mindestschülerzahlen für Ge-
samtschulen und Gymnasien
auch im Änderungsentwurf
durch höhere Eingangszahlen
für Gymnasien drastische Un-
terschiede gemacht. Seifert
sieht die Diskrepanz bei den
Mindestschülerzahlen der gym-
nasialen Oberstufe noch deutli-
cher. Gymnasien müssen in die-
sem Bereich eine höhere Schü-
lerzahl aufweisen als die Ge-
samtschulen. Diese Maßgabe
ist logisch nicht nachvollzieh-
bar. Für den Philologenverband
MV drängt sich damit die Frage
auf, ob mit dieser Gesetzesän-
derung eine pluralistische
Schulpolitik in Mecklenburg-
Vorpommern noch gewollt ist.
Der Verband fordert mit Nach-
druck mindestens eine Gleich-

behandlung der Gymnasien mit
den Gesamtschulen.

Immer neue
Änderungen 

Weiterhin lehnt der Philolo-
genverband MV die Übertra-
gung der Personalverantwor-
tung auf die Schulen ab. Dies
würde dem Lehrerpersonal-
konzept widersprechen, wel-
ches von der Landesregierung
unterstützt wird. Personelle
Angelegenheiten müssen laut
Position des Philologenverban-
des unter den Bedingungen
der Teilzeitbeschäftigung der
Lehrer in der Verantwortung
der Schulaufsichten auf Schul-
amtsebene bleiben. 

Genauso widersinnig mutet
die Streichung des Gegen-
standsbereiches Informatik an.
Für Seifert ist dieses Vorhaben
in einer Gesellschaft, in der
elektronische Information und
Kommunikation einen immer
größeren Stellenwert ein-
nimmt, absurd. Seifert weist
auch darauf hin, dass die For-
mulierung »schulartunabhän-
gige Orientierungsstufe« nicht
korrekt ist. Eine Orientierungs-

stufe, die den Regionalschulen
und Gesamtschulen zugeord-
net ist, kann demzufolge nicht
unabhängig sein. Dies ist eine
Benachteiligung des freien El-
ternwahlrechts für den weite-
ren Bildungsweg ihrer Kinder
nach der Grundschule. Der Phi-
lologenverband MV fordert die
verbindliche Festschreibung
des freien Elternwillens.

Schulabschlüsse nicht
klar geregelt

Im Änderungsentwurf sind die
Schulabschlüsse durch die For-
mulierungen nicht klar gere-
gelt. Im Detail kann dies zur
Folge haben, dass Schüler, die
die gymnasiale Oberstufe vor
Erreichen des Abiturs verlas-
sen, lediglich einen Haupt-
schulabschluss haben. Hierzu
ist nach Auffassung des Philo-
logenverbandes ein deutlicher
Text nötig, der Schülern mit
der Versetzung in die Klasse elf
die Mittlere Reife zuerkennt. 

Weitere Aspekte, die der Vor-
sitzende des Philologenver-
bandes kritisiert, beziehen sich
unter anderem auf die Ein-
schränkung von Schulversu-
chen nach der Orientierungs-
stufe, auf die fehlende Rechts-
grundlage zum Abschluss von
Zielvereinbarungen und die Er-
fassung personenbezogener
Daten. In allen Punkten sind
unbedingt Nachbesserungen
notwendig.

Bei einigen Aspekten, die die
Schulgesetznovelle vorschlägt,
bleiben Fragen der Finanzie-
rung völlig unerwähnt. So ist
für den Philologenverband MV
noch längst kein Grund zum
Feiern erkennbar. 

Anstatt auf einen elften Ände-
rungsentwurf zu warten, sollte
eine vernünftige, konsensfähi-
ge Diskussion des zehnten Än-
derungsentwurfes mit Fach-
leuten aller Verbände geführt
werden.
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ren Bundesländern. Außer-
dem hat die sächsische Mit-
telschule ihren guten Ruf be-
stätigt. Schüler der Haupt-
und Realschule
werden gemein-
sam unterrichtet
und die Lehrer
kümmern sich
mittels vieler
Hilfsangebote
besonders inten-
siv um die
Schüler am un-
teren Ende des
Leistungsspek-
trums.

Der Schulerfolg in Sachsen
hängt dadurch deutlich we-
niger von der sozialen Her-
kunft der Kinder ab als an-
derswo. 

Dass in Sachsen und Thürin-
gen der Unterricht in den Na-
turwissenschaften vom Wo-
chenstundenvolumen her
deutlich höher ist als in vielen
westdeutschen Bundeslän-
dern, ist traditionell begrün-
det und ein weiterer Grund
für den Erfolg. 

Auch in Sachsen ist
trotz des Erfolges nicht
alles Gold, was glänzt!

Seit vier Jahren sind die Leh-
rer der Mittelschulen und
Gymnasien, die der Grund-
schulen seit vierzehn Jahren,
in Zwangsteilzeit. Insofern ist
das Lehrerlob mehr als be-
rechtigt. Die Finanzminister
sollten jedoch nicht daraus
schlussfolgern, dass PISA-Sie-
ger entstehen, wenn die Leh-
rer 80 Prozent von 92 Prozent
eines West-Gehalts erhalten.
Umgekehrt wird ein Schuh
daraus! Lehrer mit weniger
Wochenstundendeputat ar-
beiten nicht weniger. Sie nut-
zen die Zeit für eine intensi-
vere Stundenvorbereitung
und haben Zeit, sich fortzu-
bilden. Deshalb ist es auch in
Sachsen an der Zeit, den
schweren Berufsalltag eines
Lehrers zu entspannen. Die
Absenkung der Unterrichts-
verpflichtung auf 24 Wo-

chenstunden
kostet zwar
sehr viel Geld,
sie garantiert
aber auch
zukünftige Bil-
dungserfolge.

Wenn Sachsen
im Deutschland-
vergleich bei al-
len Disziplinen
auf Platz 1 liegt
und im Länderver-

gleich hinter Finnland auf
Platz 2, dann beweist das,
dass man auf dem richtigen
Weg ist: Man hat vieles gut
gemacht in den letzten Jah-
ren, das zweigliedrige sächsi-
sche Schulsystem hat sich be-
währt und gehört nicht auf
den Prüfstand, einiges ist aber
noch verbesserungswürdig,
um weiter voran zu kommen.
Bis Finnland sind es noch 22
Punkte. Die Sachsen holen
weiter auf.

grund. Lehrpläne wurden re-
formiert, der Profilunterricht
umstrukturiert, der fächerver-
bindende Unterricht festge-
schrieben und der Förderun-
terricht durch Ganztagsange-
bote erweitert. 

Weniger Schüler
pro Klasse

Natürlich ist es ein Vorteil,
dass in Sachsen die Lehrer im
statistischen Mittel weniger
Schüler als in den anderen
Bundesländern unterrichten
müssen und der Anteil der
Schüler mit Migrationshinter-
grund geringer ist als in ande-
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Frank Haubitz
Vorsitzender des
Philologenverbandes Sachsen

Durch hohes Engagement
der Lehrer gute
Ergebnisse bei PISA-E 2006

EEs wäre jedoch zu einfach, das
gute Ergebnis so einseitig zu
interpretieren. Gute Lehrer
gibt es anderswo genauso wie
in Sachsen.

Ein sehr wichtiger Grund für
die guten Ergebnisse ist die
Konstanz in der Bildungspoli-
tik. Seit neunzehn Jahren hat
Sachsen das zweigliedrige
Schulsystem, und es führte
1990 das achtjährige Abitur
nahtlos fort. Von bildungspo-
litischen Grabenkämpfen in
Form von Schulstrukturdebat-
ten blieb man in Sachsen ver-
schont. Die inhaltliche Arbeit
stand all die Jahre im Vorder-

»Es sind nicht die kleineren Klassen. Es sind
nicht die überschüssigen Lehrer. Es ist das En-
gagement der Lehrer in Sachsen!«, so begrün-
det Frank Haubitz, der Vorsitzende des Philolo-
genverbandes Sachsen, das gute Abschneiden
der Schüler des Freistaates in der jetzt veröf-
fentlichten PISA-E-Studie. Auch Sachsens Kul-
tusminister Roland Wöller sieht den Erfolg als
Verdienst der Lehrer. Schule wird nun mal von
Lehrern und Schülern gestaltet.



verbandes Sachsen-Anhalt,
Dr. Jürgen Mannke, die Positi-
on der Gymnasiallehrerge-
werkschaft. 

Im Bildungskonvent hatte
Staatssekretär W. Willems be-
reits im Oktober auf diese
Entwicklung hingewiesen:
»Sie sehen [...], dass wir seit
dem Schuljahr 2000/2001 ei-
nen Schülerrückgang um
125 000 Schüler zu verzeich-
nen haben. Nun zeigt diese
Tabelle auch ein gewisses
Licht am Ende des Tunnels: Ab
dem Schuljahr 2008/2009
kommen wir in eine Phase de-
mographischer Kontinuität,
die bis etwa 2020/2021 an-
dauern wird.« Tatsächlich
wird ein geringer Zuwachs
von etwa 6000 Schülerinnen
und Schülern in den Jahren
2009 bis 2014 erwartet. Inso-
fern stießen die Pläne für ei-
nen drastischen Stellenabbau
auf Unverständnis, Kritik und
Verwirrung. Auch in Sachsen-
Anhalt wird es ab 2012/2013
wohl keine nennenswerten
Lehrerüberhänge, dafür aber
in einigen Fächern erhebli-
chen Bedarf geben. Schon al-
lein deshalb zeugt es nicht
von Weitblick, wenn Lehrer-
stellen in den zunächst ge-
planten Größenordnungen
abgebaut werden sollen.

Geplanter Stellen-
abbau verhindert

In vielen Gesprächen mit der
Hausleitung des Kultusmini-
steriums hat der Philologen-
verband immer wieder vor ei-
nem Stellenabbau gewarnt,
und Kultusminister Olbertz
war auch niemals geneigt, ei-
nen so drastischen Stellenab-
bau wie den geplanten zu ak-
zeptieren. Der Minister beton-
te immer wieder, es sei ihm
»ein Herzensanliegen, junge
Lehrerinnen und Lehrer in die
Schulen unsres Landes zu

Profil konkret – 2/2008 5
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Dr. Jürgen Mannke
Vorsitzender des
Philologenverbandes Sachsen-Anhalt

Über 2000 Lehrerstellen
vom Rotstift verschont

IIn den vorausgehenden An-
hörungen hatten die Lehrer-
verbände davor gewarnt, auf
diese Weise die so oft be-
schworenen Forderungen nach
Qualität von Bildung weiterhin
ad absurdum zu führen. Die
Lehrergewerkschaften prote-
stierten nach Bekanntwerden
der Pläne heftig, sahen sich
durch die scheinbar ergebnis-
losen Anhörungen geprellt
und kündigten Widerstand ge-
gen diesen drastischen Stel-
lenabbau an. 

»Wir müssen erneut an unse-
re immer wieder vorgetra-
genen Forderungen nach aus-
reichender Vertretungsreserve
erinnern und daran, dass wir
den Überhang an Lehrerstel-
len sinnvoll für individuelle
Förderung von Schülerinnen
und Schülern, für Arbeitsge-
meinschaften oder langfristi-

ge Projekte nutzen sollten.
Auch wird in den Jahren nach
2008/2009 der Schülerrück-
gang vorerst beendet sein, so

dass Stellenabbau auch kein
akutes finanzpolitisches Pro-
blem darstellt«, erläutert der
Vorsitzende des Philologen- >

Nach dem Kabinettsbeschluss in
Sachsen-Anhalt vom 27. März
2007 und den anschließenden Dis-
kussionen in den Fachministerien
sah das neue Personalentwick-
lungskonzept vor, den Lehrerbe-

stand von gegenwärtig 16 466 auf
11 930 im Jahre 2020 zu reduzie-
ren. Das würde bedeuten, dass bis
2011 1798 Stellen und in den
neun Folgejahren weitere 2738
Stellen zu streichen sind.

»Dass der Personalabbau in ver-

träglichem Maße realisiert wur-

de, indem über 2000 Lehrerstel-

len de facto vor dem Rotstift ge-

rettet wurden und dadurch end-

lich etwas Ruhe in die aufge-

wühlte Personalpolitik des

Landes kommt, ist nicht zuletzt

Prof. Jan-Hendrik Olbertz zu

verdanken.« Dr. Jürgen Mannke
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holen.« Dieser Maxime ist er
treu geblieben, er hat in die-
ser Frage die uneingeschränk-
te Unterstützung des Philolo-
genverbandes. So wurde der
Neueinstellungskorridor für
die Jahre bis 2011 von ur-
sprünglich vorgesehenen 320
auf 460 Stellen erhöht, wobei
betont werden muss, dass die
3060 Neueinstellungen bis
2021 das absolute Minimum
darstellen, um das System
handlungsfähig zu halten. Mit
dem Anschlusstarifvertrag
wurde keine Erhöhung der
Neueinstellungen vorgenom-
men, sondern eine Vorverla-
gerung bereits geplanter Neu-
einstellungskorridore. 

Der Vorsitzende des Philolo-
genverbandes Sachsen-An-
halt, Dr. Jürgen Mannke, hob
das energische Engagement
des Bildungsministers hervor:
»Dass der Personalabbau in
verträglichem Maße realisiert
wurde, indem über 2000 Leh-
rerstellen de facto vor dem
Rotstift gerettet wurden und
dadurch endlich etwas Ruhe
in die aufgewühlte Personal-
politik des Landes kommt, ist
nicht zuletzt Prof. Olbertz zu
verdanken.«

Personalmanagement

Die demographische Entwick-
lung Sachsen-Anhalts brachte
einen dramatischen Rückgang
der Schülerzahlen mit sich.
Dieser verschärfte sich entge-
gen älterer Prognosen noch
einmal, als aufgrund der
zunächst wenig erfreulichen
wirtschaftlichen Entwicklung
noch mehr Menschen als er-
wartet wegzogen – und zwar
vor allem junge Menschen.
Dies hat zu erheblichen Ver-
werfungen im Lehrerbestand
geführt, so dass wir inzwi-
schen ein Kollegium mit ei-
nem Altersdurchschnitt von
rund fünfzig Jahren haben.

Aus dem Schülerrückgang re-
sultierte ein tief einschnei-
dender und schmerzlicher
Rückgang der Lehrerbeschäfti-
gungsumfänge und der Schul-
standorte. Die Kultusbürokra-
tie musste einen erheblichen
Teil ihrer Arbeitszeit und
-kraft auf die möglichst
gleichmäßige Versorgung al-
ler Schulstandorte aufwen-
den; Abordnungen und Ver-
setzungen rissen immer wie-
der die Lehrerkollegien aus-
einander. Durch die Schul-
schließungen gab es einen
Überhang an Funktionsstel-
leninhabern, die angemessen
zu beschäftigen waren. 

Diese an sich schon schwieri-
ge Situation wurde aber
durch die politischen Ent-
scheidungsträger mit unsinni-
gen Schul- und Verwaltungs-
strukturänderungen unnöti-
gerweise verkompliziert.
Durch ständige Änderung der
Arbeitsbereiche und der da-
mit betrauten Personen konn-
te von den personalführenden
Stellen nur in einem geringen
Maße ein Kenntnisstand über
die in diesem Land arbeiten-
den Lehrer erworben werden,
der über die Aktenlage hin-
ausgeht. Doch dieser ist un-
bedingt notwendig, um ein
erfolgreiches Personalmana-
gement zu betreiben. Mittel-
und langfristig müssen geeig-
nete Personen für Funktions-
stellen gesucht und gefunden
werden. Doch wer hatte die
Zeit, sich in den ständig än-
dernden Strukturen dieses
Landes darüber Gedanken zu
machen? Und lohnte es sich
überhaupt, wenn doch schon
wieder eine Änderung an-
gekündigt worden war? Des-
halb ist dringend vor weiteren
‘strukturellen’ Abenteuern zu
warnen.

Es ist zu hoffen, dass das Land
nach dem Schrumpfungspro-

zess – wenn nun wieder
Handlungsspielräume beste-
hen – nun ein Personalmana-
gement betreibt, das diesen
Namen auch verdient. Aber es
droht schon wieder Gefahr.
Angesichts der Pensionie-
rungswelle der westlichen
Bundesländer besteht dort
ein erheblicher Neueinstel-
lungsbedarf. Weiterhin wer-
den westliche Bundesländer
attraktivere Besoldungsbe-
stimmungen besitzen. Die
neuen Bundesländer werden
Ende des nächsten Jahres die
Ost-West-Angleichung er-
reicht haben und auch in die
Vollbeschäftigung eintreten.
Aber wie sieht es mit Beförde-
rungsstellen aus?

Der Wettbewerb unter den
Ländern wird – wie schon das
Verhaltens Hessens jetzt zeigt
– härter werden. Sachsen-An-
halt muss handeln, um seine
– guten – Absolventen an sich
zu binden und eventuell auch
aus anderen Ländern beson-
ders Befähigte anzulocken.
Doch hier besteht ein Dilem-
ma. Denn es darf keine Ge-
rechtigkeitslücke geben zwi-
schen denjenigen, die das
Land an sich binden will und
denjenigen, die durch dem
Solidargedanken verpflichtete
Einkommensverluste das Sys-
tem getragen haben und es
noch ein paar Jahre tragen
werden. 

Die Lehrerbesoldung muss in
allen Bundesländern gleich
geregelt werde. Geschieht das
nicht, könnte dies in der Si-
tuation des Mangels für ein fi-
nanzschwaches Land zu ei-
nem erheblichen Wettbe-
werbsnachteil werden. Des-
halb muss Fürsorge für den
einzelnen Kollegen und damit
verbundene mittelfristige Per-
sonalplanung ein herausra-
gendes Merkmal Sachsen-An-
halts werden.
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ten alle Beschäftigten eine
Zulage in Höhe von zwölf Pro-
zent eines Monatsgehaltes
einmal jährlich (Auszahlung:
31. Dezember) als Leistungs-
zulage.

Einschätzung aus
heutiger Sicht

Im Großen und Ganzen hat
sich der Tarifvertrag als prak-
tikabel erwiesen. Die Einkom-
men sind einfacher nachzu-
vollziehen, Sonderzahlungen
blieben erhalten und eine Zu-
lage in Form des Leistungs-
entgeltes gab es noch dazu.
Auch konnte die Altersteilzeit
noch einmal gerettet werden.
Inzwischen haben sich jedoch
nach dem Abschluss des Ver-
trages eine Menge Probleme
ergeben. So ist die Einkom-
mensentwicklung trotz guter
Vorgaben aus der Wirtschaft
sogar noch unter der Inflati-
onsrate geblieben. Die Be-
schäftigten in Ost und West
werden nach wie vor ungleich
behandelt, sowohl was die Ar-
beitszeit als auch was die
Jahressonderzahlungen an-

geht. Auch die Überleitung in
die neuen Entgeltgruppen ist
nicht immer ohne Einkom-
menseinbußen vonstatten ge-
gangen. 

Die Verhandlungen über die
LoB (Leistungsorientierte Be-
zahlung) waren bisher eben-
falls nicht von Erfolg gekrönt.
Die größten Fortschritte wur-
den dabei in Sachsen und
Thüringen erreicht. Leider
konnten die Verhandlungen in
Thüringen aufgrund der Ver-
weigerungshaltung der GEW
noch nicht zum Abschluss ge-
bracht werden, und so steht
dieses Thema nach der Ein-
kommensrunde wieder auf
der Tagesordnung. Schließlich
ist eine Einigung grundsätz-
lich die Voraussetzung für den
Erhalt der Leistungsbezah-
lung.

Ausblick
Einkommensrunde 

Orientieren muss sich der
zukünftige Abschluss am Er-
gebnis der Verhandlungen mit
Bund und Kommunen Anfang
des Jahres. Hier noch einmal
dessen Ergebnisse im
Überblick:

•• lineare Erhöhung des Tabel-
lenentgeltes zum 1. Januar
2008 um 3,1 Prozent, min-
destens aber um 50,– Euro

•• weitere Erhöhung zum 1.
Januar 2009 um 2,8 Pro-
zent, dazu eine Einmalzah-
lung von 225,– Euro

•• vorgezogene Anpassung
Ost an West zum 1. April
2008

•• Erhöhung der Ausbildungs-
vergütung um 70,– Euro

•• keine Verlängerung der Wo-
chenarbeitszeit

Einer der wichtigsten Punkte
ist jedoch die immer noch vor-
handene Ungleichbehand-

D

In wenigen Wochen ist es wieder so weit. Ver-
treter der Tarifgemeinschaft deutscher Länder
(TdL) auf der Arbeitgeberseite und der dbb tari-
funion als Vertreter der Arbeitnehmerseite ver-
handeln ab Januar 2009 über die Fortsetzung
des Tarifvertrages der Länder (TV-L), der seit
dem 1. November 2006 in Kraft und in den
meisten Bestandteilen bis zum 31. Dezember
2009 gültig ist.

Tarifverhandlungen in
Thüringen 2009 –
Der Countdown läuft

Verhältnisse ein guter Erfolg.
Sie führten zu einer Vereinfa-
chung und Vereinheitlichung
des Tarifwerkes. Mit der Ab-
kehr vom Dienstalter und
dem Familienbezug konnte
die Berechnung des Entgeltes
übersichtlicher gestaltet wer-
den. Lineare Einkommenser-
höhungen in 2008 um 2,9
Prozent versprachen erstmals
seit Jahren reale Einkom-
menserhöhungen.

Darüber hinaus sollte eine
leistungsorientierte Bezah-
lung in Höhe von einem Pro-
zent pro Monat ‘on top’ ein-
geführt werden. Solange in
diesem Bereich noch keine Ei-
nigung erreicht wird, erhal-

Ralf-Gerhard Köthe
Vorsitzender des
Philologenverbandes Thüringen

THÜRINGEN
www.tphv.de
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Die dbb tarifunion vertritt als
Dachorganisation eine Viel-
zahl von Fachgewerkschaften,
so auch den Thüringer Philo-
logenverband.

Im Wesentlichen handelt es
sich bei den Verhandlungen
um eine Einkommensrunde,
es stehen also vor allem die
Entgelttabellen auf dem Prüf-
stand. Preissteigerungen im
Alltag haben die Einkom-
mensentwicklung überholt.

Rückblick: Die Tarif-
verhandlungen 2006

Die Einigungen, die im Okto-
ber 2006 erzielt werden konn-
ten, waren für die damaligen
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lung zwischen Ost und West. So
wird über die Vorziehung der An-
gleichung verhandelt werden müs-
sen, aber auch über die Anglei-
chung der Jahressonderzahlung in
den ‘alten’ und den ‘neuen’ Bun-
desländern.

Wie stehen
die Chancen?

Entscheidenden Einfluss auf die
Verhandlungen wird die Stärke der
Verhandlungspartner haben. Hier-
zu sind personell starke und in der
Zusammenarbeit geschlossene Ge-
werkschaften unerlässlich. Auch
Beamte müssen mehr und mehr
zur Kenntnis nehmen, dass die Ta-
rifabschlüsse von erheblicher Be-
deutung für ihre Einkommensent-
wicklung sind. Da außer den Ver-
bänden niemand die Interessen
der Arbeitnehmer und Beamten
vertritt, ist eine Mitgliedschaft un-
verzichtbar, auch für die Demons-
tration der Stärke abhängig Be-
schäftigter. Der Thüringer Philolo-
genverband tritt als Fachgewerk-
schaft insbesondere für die spezifi-
schen Interessen der Gymnasial-
lehrer/innen ein. 

Worauf kommt es an?

Kein Tarifergebnis fällt vom Him-
mel oder basiert auf den ‘blauen
Augen’ der Verhandlungsführer.
Was in Thüringen machbar ist,
muss von den organisierten Mit-
gliedern erreicht werden. Alle Phi-
lologen vor Ort wissen, dass Kund-
gebungen, Warnstreiks oder der
Arbeitskampf helfen, die ge-
wünschten Ziele in den Tarifver-
handlungen für die Beschäftigten
zu erreichen. Beamte dürfen zwar
nicht streiken, aber die freie Mei-
nungsäußerung außerhalb der
Dienstzeit ist auch ihnen nicht ver-
boten. Der Thüringer Philologen-
verband ist ein verlässlicher Part-
ner der Tarifunion, deshalb sind
wir uns sicher, dass Sie dabei sind,
wenn wir unsere Forderungen auf
öffentlichen Straßen und Plätzen
laut und deutlich äußern.

KURZ BERICHTET

BERLIN/BRANDENBURG

Versetzungen von Lehrern innerhalb Brandenburgs
offensichtlich rechtswidrig

Das OVG Berlin-Brandenburg hat im einst-

weiligen Rechtsschutz dem Antrag zweier Be-

amten stattgegeben und die vom Schulamt

Frankfurt (Oder) angeordneten Versetzungen

vom Sommer 2008 suspendiert.

Im Januar wurde den noch bis Juli 2008 in

Teilzeit verbeamteten Lehrern und den ‘nor-

mal’-verbeamteten Lehrern in den Bereichen

Cottbus und Frankfurt/Oder ab 1. August die

befristete Teilzeitbeschäftigung sehr nach-

drücklich nahe gelegt und ihnen mit Verset-

zung gedroht für den Fall, dass sie nicht un-

terschrieben. Diese Stundenreduzierung war

aus Sicht des Landes nötig, um insgesamt be-

stehende Überhänge zu beseitigen, die nicht

durch die vertraglich vereinbarte Herabset-

zung der angestellten Lehrer auf 75 Prozent

der Arbeit kompensiert wurden.

‘Teilzeit schützt vor Versetzung’ war das Mo-

dell, um die erforderlichen Anträge für Teil-

zeitanträge zu generieren. In der Folge wur-

den einige der Lehrkräfte, die nicht unter-

schrieben hatten, in andere Schulamtsbezirke

– zum Teil auch fachfremd und mit Wegezei-

ten bis zu sieben Stunden täglich – versetzt,

obwohl im gleichen Atemzug 200 neue Lehr-

kräfte landesweit eingestellt wurden.

Dem schob das OVG Berlin-Brandenburg nun

mit dem Beschluss vom 6. November 2008 ei-

nen Riegel vor, der nun Anfang November in

Teilen veröffentlicht wurde.

Zur Begründung führte es die nötigungsähn-

liche Situation der Lehrer bei der Unterschrift

an, die mit der von Gesetzes wegen notwen-

digen Freiwilligkeit solcher Anträge nichts zu

tun habe. Weiter sei ein Stundenverzicht von

zehn Prozent nicht geeignet, um eine Un-

gleichbehandlung im Vergleich zu den Leh-

rern zu rechtfertigen, die diese Teilzeitverträ-

ge nicht unterschrieben hatten.

Vergleiche Pressemitteilung unter

http://www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/

ovg/presse/archiv/20081110.1900.113899.html

sowie die Entscheidung des OVG mit den Ak-

tenzeichen OVG 4 S 38.08 und OVG 4 S 42.08.

THÜRINGEN

Erstmals Beförderungsstellen für Beamte und Angestellte
an Thüringer Gymnasien zum 1. April 2009 in Aussicht!

Vom Thüringer Kultusministerium wird beab-

sichtigt, zum 1. April 2009 erstmals Beförde-

rungen und Höhergruppierungen für Gym-

nasial- und BBS-Lehrer nach A 14 umzuset-

zen. Da das Thüringer Kultusministerium

nach eigenen Angaben beabsichtigt, Beamte

und Angestellte zum gleichen Termin in glei-

cher Anzahl zu befördern, von den Angestell-

ten zur Zeit jedoch keine gültigen Beurteilun-

gen vorliegen und Angestellte gegenüber den

Beamten nicht benachteiligt werden sollten,

wurde der Einstieg zum genannten Termin

gewählt.

Neue periodische Beurteilungen für Beamte

sollen bis Ende 2008 erstellt werden. An-

schließend wird die Beurteilung der Ange-

stellten erfolgen, so dass bis zum 1. April

2009 aktuelle Beurteilungen beider Gruppen

vorliegen.

Für Angestellte im Schuldienst werden nur

aus besonderem Anlass (zum Beispiel Bewer-

bungen um Funktionsstellen, vor Höhergrup-

pierungen, vor Übertragung einer neuen Auf-

gabe) Beurteilungen vorgenommen. Vor dem

1. April 2009 müssen nun auch Beurteilungen

für angestellte Lehrkräfte ohne besondere

Aufgabe erstellt werden, da es erstmals auch

für diese Gruppe Höhergruppierungsmöglich-

keiten geben wird.

Der Thüringer Philologenverband hat jahre-

lang für Beförderungs- und Höhergruppie-

rungsstellen für besonders leistungsstarke

Lehrerinnen und Lehrer an Gymnasien

gekämpft und sich vehement dafür einge-

setzt, die ungleiche Behandlung von Lehrerin-

nen und Lehrern hinsichtlich Höhergruppie-

rungen und Beförderungen zwischen den ver-

schiedenen Schularten zu beseitigen. Für

Grundschullehrer, Regelschullehrer und För-

derschullehrer ohne besondere Funktion gibt

es Beförderungs- bzw. Höhergruppierungs-

möglichkeiten bereits seit Mitte 2006.
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Information für Lehrerinnen und Lehrer: 
Klassenfahrten planen und buchen – kostenloser Service der Deutschen Bahn AG 
 
Die Deutsche Bahn bietet Lehrerinnen und Lehrern einen ganz besonderen Service: Im gesamten Bundesgebiet 
sind Kundenberaterinnen und Kundenberater im Außendienst tätig, die auf Wunsch in Schulen individuell und 
kostenlos zu den vielfältigen Angeboten der DB und deren Partner informieren und beraten.  

Für die Lehrkräfte fallen dabei weder lange Wege noch Wartezeiten an: Die Bahnmitarbeiter kommen in die Schu-
len und führen vor Ort persönliche Gespräche, stellen die Angebote auf Lehrerkonferenzen vor oder organisieren 
Infostände in der Pausenhalle und vor dem Lehrerzimmer – je nach Bedarf und Interesse des Kollegiums.  

Im Rahmen individueller Beratungsgespräche zu konkreten Reiseanfragen ermitteln die Kundenberater die kür-
zeste oder finanziell günstigste Zugverbindung und empfehlen bei Bedarf auch alternative Reisewege und -zeiten. 
Dabei beschränkt sich der Beratungs- und Buchungsservice nicht nur auf die An- und Abfahrt: Das Leistungsport-
folio der Deutschen Bahn für Schulen umfasst auch komplette Reisepakete inkl. Unterkunft, Tagesprogramm und 
Versicherungsschutz aus dem Katalog „Klassenfahrten und Jugendgruppenreisen“; alternativ zur Zugfahrt können 
bei diesen Reisen auch andere Verkehrsmittel gebucht werden. Selbstverständlich wickeln die Kundenberater im 
Nachgang zur Beratung auch Platzreservierung und Fahrkartenbuchung ab. Die Bezahlung erfolgt bequem per 
Lastschriftverfahren, Rechnung oder Kreditkarte und die Lehrkraft erhält die Reiseunterlagen rechtzeitig vor der 
Fahrt per Post zugestellt.  
 
Der kostenlose Service der Deutschen Bahn für Lehrerinnen und Lehrer im Überblick: 
 
Vermittlung und Buchung von 

 mehrtägigen Klassenfahrten in Deutschland und Europa (auf Wunsch inkl. Unterkunft, Programm & Reise-
schutz) 

 eintägigen Klassenfahrten mit den günstigen Ländertickets (standortbezogene Ausflugstipps des Projekts 
„Klasse unterwegs“)  

 Ausflügen für das Lehrerkollegium 

 (Schüler-)Sonderzügen 

 allgemeinen touristischen Angeboten (z. B. Übernachtungen, Sightseeing) 

u. v. m.  
 
Für weitere Informationen, Reiseanfragen oder Terminvereinbarungen sind die Kundenberater/innen per 
Telefon, E-Mail oder Fax erreichbar: 
 
 
 
 

 
 
  
 
 
 
 
 
 

Berlin / Brandenburg 

Ramona Lingemann 
Tel. 0160 989 551 13  Fax 069 265-21017 
ramona.lingemann@db-kundenberater.de 

Berlin / Brandenburg 

Gabriele Läbe 
Tel. 0160 989 550 97  Fax 069 265-21017 
gabriele.laebe@db-kundenberater.de 

Thüringen 

Birgit Stumm 
Tel. 0160 989 551 92  Fax 069 265-21017 
birgit.stumm@db-kundenberater.de 

Mecklenburg-Vorpommern 

Ines Schwartz 
Tel. 0160 989 550 99  Fax 069 265-21017 
ines.schwartz@db-kundenberater.de 

Sachsen / Sachsen-Anhalt 

Carmen Kaplick 
Tel. 0160 989 551 09  Fax 069 265-21017 
carmen.kaplick@db-kundenberater.de 


